
G-20-Gipfel II

Extremisten sollen
fernbleiben
Die Sicherheitsbehörden von
Bund und Ländern wollen
verhindern, dass gewaltberei-
te Extremisten zum G-20-
Gipfel nach Hamburg reisen.
In den vergangenen Wochen
hat sich das Gemeinsame Ex-
tremismus- und Terrorismus-
abwehrzentrum (GETZ) in
Köln mehrmals mit einschlä-
gig bekannten Linksautono-
men und Rechtsradikalen
 beschäftigt. Polizei und Ver-
fassungsschutzämter verab -
redeten eine Reihe von Maß-
nahmen. Kurz vor dem Tref-

fen der Staats- und Regie-
rungschefs am kommenden
Wochenende wird es dem-
nach gezielte „Gefährder -
ansprachen“ geben; zudem
sollen Meldeauflagen und
Betretungsverbote verhängt
werden. Besprochen wurden
auch Observationsmaßnah-
men und Telefonüberwa-
chungen. Obwohl es bislang
keine Hinweise auf Anschlä-
ge oder eine Mobilisierung in
der islamistischen Szene an-
lässlich des G-20-Treffens
gebe, „werden wir in Einzel-
fällen auch dort die Überwa-
chungsmaßnahmen hochfah-
ren“, sagt ein Sicherheits -
beamter. gud

Gettorenten

Mehr Hilfen 
für Roma 
Nach jahrelanger Debatte
wird eine wesentliche Rege-
lungslücke des Gettorenten-
gesetzes geschlossen. Wer in
den Gettos der Nationalso-
zialisten arbeiten musste, hat
einen Anspruch auf eine ge-
setzliche Rente. Vielen Ver-
folgten blieb diese „Getto-
rente“ allerdings verwehrt,
weil sie bürokratische Vo-
raussetzungen nicht erfüllten.
Dazu zählt eine fünfjährige
Mindestversicherungszeit in
der Rentenkasse, die vor al-
lem betroffene Roma aus
Osteuropa nicht erreichen.
Die Opfer sollen nun einen
einmaligen „Rentenersatzzu-
schlag“ von 1500 Euro erhal-
ten. Er soll den „hochbetag-
ten und oft sehr armen Men-
schen schnell und unbürokra-
tisch“ helfen, wie es in einem
fraktionsübergreifenden Pa-
pier der Bundestags-Sozial -
experten heißt. Das Kabinett
hat der Neufassung der ent-
sprechenden Richtlinie be-
reits zugestimmt. Das Bun-
desministerium für Arbeit
und Soziales geht von 1380
Betroffenen aus. Die Kosten
des Zuschlags werden auf 
1,4 Millionen Euro geschätzt.
Die Bundesregierung will
über das Auswärtige Amt
und eine Website über das
Angebot informieren. cos 

Kommunen

Kampf um den Müll
Die deutschen Kommunen
entsorgen ihren Müll öfter
wieder selbst, statt Privatun-
ternehmen damit zu beauf-
tragen. Laut einer Studie des
Bundesverbandes der Deut-
schen Entsorgungswirtschaft
haben sich die Umsätze kom-
munaler Unternehmen zwi-
schen 2004 und 2014 nahezu
verdoppelt, auf 314 Milliar-
den Euro; die Müllabfuhr
habe daran einen wesentli-
chen Anteil. In Sachsen-An-
halt entsorgen kommunale
Unternehmen drei Viertel

des gesamten Hausmülls,
2001 war es noch weniger als
die Hälfte. Das beunruhigt
die privaten Entsorgungsfir-
men, die bundesweit rund 50
Prozent des Hausmülls ein-
sammeln. Sie gründeten ein
Bündnis gegen die angebli-
che „Bevorzugung von Kom-
munalunternehmen“ und
wollen erreichen, dass auch
kommunale Müllentsorger
künftig Umsatzsteuer zahlen
müssen. Städtische Betriebe
sind davon befreit, wie der
Bundesfinanzhof wiederholt
bestätigt hat. Nun prüfen die
privaten Entsorger eine Kla-
ge in Brüssel. was

Integration

Ankaras Moscheen
Die Zweifel an der Unabhän-
gigkeit der Ortsvereine der
türkischen Moscheenvereini-
gung Ditib wachsen. „Alles
ist auf eine zentrale Steue-
rung durch Ankaras Auf-
tragsverwaltung in Köln und
durch die Religionsattachés
in Botschaften und Konsula-
ten ausgerichtet“, sagt Vol-
ker Beck, Sprecher der Grü-
nen im Bundestag für Religi-
onspolitik. Die Ortsvereine
kontrollierten weder ihre
Imame, noch gehörten ihnen
ihre Moscheegebäude. Das
belegen Grundbucheinträge
von zehn exemplarisch aus-
gewählten Ditib-Moscheen.
In acht Fällen gehört das
Grundstück der Ditib-Zen-
trale in Köln, in einem Fall
der türkischen Regierung
und in nur einem Fall dem
Ortsverein selbst. Das sei
zwar nicht rechtswidrig, al-
lerdings seien die „wissen-
schaftlichen Gutachten zum
Rechtsstatus der Ditib in den
Ländern somit Makulatur“,
meint Beck. Hessen etwa
hatte der Ditib den Status ei-
ner Religionsgemeinschaft
zuerkannt, nachdem ein
Gutachten dem Landesver-
band bescheinigt hatte, sat-
zungsmäßig unabhängig zu
sein. Ditib-Imame sollen für
den türkischen Staat spio-
niert haben. csc, elg
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Müllwerker in Hannover

G-20-Gipfel I

Brandsätze am Auto
Am vorigen Sonntag drei an-
gezündete Wagen der Bun-
despolizei in Flensburg, zwei
bei der Autobahnpolizei in
Leipzig, Anfang Juni ein aus-
gebranntes Zivilfahr-
zeug der Polizei in
Bremen, und schon
im März acht durch
Feuer zerstörte oder
beschädigte Polizei-
wagen in Hamburg –
vor dem G-20-Gipfel
werden Polizeifahr-
zeuge offenbar zu
bevorzugten Zielen
der linksextremen

Szene. In Chemnitz fielen
den Ermittlern Beweismittel
in die Hände: Als Polizisten
einer Mobilen Kontroll- und
Überwachungseinheit vom
Einsatz aus Leipzig zurück-
kehrten, entdeckten sie zu-
fällig unter sechs Autos

Brandsätze, die
nicht gezündet hat-
ten. Die Flüssigkeit
war in Halbliter-
Plastikflaschen mit
Zündvorrichtung ab-
gefüllt. Der Staats-
schutz in Sachsen
ermittelt; zu mögli-
chen Spuren will er
keine Angaben ma-
chen. ampBrandsatz


